
boten, die den Charakter des Gebiets verändern oder
dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen.

§ 27

Naturparke

(1) Naturparke sind einheitlich zu entwickelnde und
zu pflegende Gebiete, die

1. großräumig sind,

2. überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Natur-
schutzgebiete sind,

3. sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen
für die Erholung besonders eignen und in denen ein
nachhaltiger Tourismus angestrebt wird,

4. nach den Erfordernissen der Raumordnung für Er-
holung vorgesehen sind,

5. der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung
einer durch vielfältige Nutzung geprägten Land-
schaft und ihrer Arten- und Biotopvielfalt dienen
und in denen zu diesem Zweck eine dauerhaft um-
weltgerechte Landnutzung angestrebt wird und

6. besonders dazu geeignet sind, eine nachhaltige
Regionalentwicklung zu fördern.

(2) Naturparke sollen entsprechend ihren in Absatz 1
beschriebenen Zwecken unter Beachtung der Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege geplant, ge-
gliedert, erschlossen und weiterentwickelt werden.

§ 28

Naturdenkmäler

(1) Naturdenkmäler sind rechtsverbindlich festge-
setzte Einzelschöpfungen der Natur oder entspre-
chende Flächen bis zu fünf Hektar, deren besonderer
Schutz erforderlich ist

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder
landeskundlichen Gründen oder

2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit.

(2) Die Beseitigung des Naturdenkmals sowie alle
Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung des Naturdenkmals führen können,
sind nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten.

§ 29

Geschützte Landschaftsbestandteile

(1) Geschützte Landschaftsbestandteile sind rechts-
verbindlich festgesetzte Teile von Natur und Land-
schaft, deren besonderer Schutz erforderlich ist

1. zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts,

2. zur Belebung, Gliederung oder Pflege des Orts- oder
Landschaftsbildes,

3. zur Abwehr schädlicher Einwirkungen oder

4. wegen ihrer Bedeutung als Lebensstätten bestimm-
ter wild lebender Tier- und Pflanzenarten.

Der Schutz kann sich für den Bereich eines Landes
oder für Teile des Landes auf den gesamten Bestand
an Alleen, einseitigen Baumreihen, Bäumen, Hecken
oder anderen Landschaftsbestandteilen erstrecken.

(2) Die Beseitigung des geschützten Landschafts-
bestandteils sowie alle Handlungen, die zu einer
Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des ge-
schützten Landschaftsbestandteils führen können, sind
nach Maßgabe näherer Bestimmungen verboten. Für
den Fall der Bestandsminderung kann die Verpflichtung
zu einer angemessenen und zumutbaren Ersatzpflan-
zung oder zur Leistung von Ersatz in Geld vorgesehen
werden.

(3) Vorschriften des Landesrechts über den gesetz-
lichen Schutz von Alleen bleiben unberührt.

§ 30

Gesetzlich geschützte Biotope

(1) Bestimmte Teile von Natur und Landschaft, die
eine besondere Bedeutung als Biotope haben, werden
gesetzlich geschützt (allgemeiner Grundsatz).

(2) Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer
sonstigen erheblichen Beeinträchtigung folgender Bio-
tope führen können, sind verboten:

1. natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und
stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer
und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen
oder naturnahen Vegetation sowie ihrer natürlichen
oder naturnahen Verlandungsbereiche, Altarme und
regelmäßig überschwemmten Bereiche,

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seg-
gen- und binsenreiche Nasswiesen, Quellbereiche,
Binnenlandsalzstellen,

3. offene Binnendünen, offene natürliche Block-,
Schutt- und Geröllhalden, Lehm- und Lösswände,
Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden,
Borstgrasrasen, Trockenrasen, Schwermetallrasen,
Wälder und Gebüsche trockenwarmer Standorte,

4. Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Block-
halden- und Hangschuttwälder, subalpine Lärchen-
und Lärchen-Arvenwälder,

5. offene Felsbildungen, alpine Rasen sowie Schnee-
tälchen und Krummholzgebüsche,

6. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strand-
wälle, Strandseen, Boddengewässer mit Verlan-
dungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im
Küstenbereich, Seegraswiesen und sonstige marine
Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke,
Schlickgründe mit bohrender Bodenmegafauna so-
wie artenreiche Kies-, Grobsand- und Schillgründe
im Meeres- und Küstenbereich.

Die Verbote des Satzes 1 gelten auch für weitere von
den Ländern gesetzlich geschützte Biotope.

(3) Von den Verboten des Absatzes 2 kann auf
Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn die
Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können.

(4) Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder
Ergänzung von Bebauungsplänen Handlungen im
Sinne des Absatzes 2 zu erwarten, kann auf Antrag
der Gemeinde über eine erforderliche Ausnahme oder
Befreiung von den Verboten des Absatzes 2 vor der
Aufstellung des Bebauungsplans entschieden werden.
Ist eine Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung
gewährt worden, bedarf es für die Durchführung eines
im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner weiteren Aus-
nahme oder Befreiung, wenn mit der Durchführung des
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Vorhabens innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttre-
ten des Bebauungsplans begonnen wird.

(5) Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die wäh-
rend der Laufzeit einer vertraglichen Vereinbarung oder
der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur Bewirt-
schaftungsbeschränkung entstanden sind, gilt Absatz 2
nicht für die Wiederaufnahme einer zulässigen land-,
forst-, oder fischereiwirtschaftlichen Nutzung innerhalb
von zehn Jahren nach Beendigung der betreffenden
vertraglichen Vereinbarung oder der Teilnahme an den
betreffenden öffentlichen Programmen.

(6) Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die auf
Flächen entstanden sind, bei denen eine zulässige
Gewinnung von Bodenschätzen eingeschränkt oder
unterbrochen wurde, gilt Absatz 2 nicht für die Wieder-
aufnahme der Gewinnung innerhalb von fünf Jahren
nach der Einschränkung oder Unterbrechung.

(7) Die gesetzlich geschützten Biotope werden re-
gistriert und die Registrierung wird in geeigneter Weise
öffentlich zugänglich gemacht. Die Registrierung und
deren Zugänglichkeit richten sich nach Landesrecht.

(8) Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich
der Bestimmungen über Ausnahmen und Befreiungen
bleiben unberührt.

A b s c h n i t t 2

N e t z „N a t u r a 2 0 0 0 “

§ 31

Aufbau und Schutz
des Netzes „Natura 2000“

Der Bund und die Länder erfüllen die sich aus den
Richtlinien 92/43/EWG und 79/409/EWG ergebenden
Verpflichtungen zum Aufbau und Schutz des zusam-
menhängenden europäischen ökologischen Netzes
„Natura 2000“ im Sinne des Artikels 3 der Richtli-
nie 92/43/EWG.

§ 32

Schutzgebiete

(1) Die Länder wählen die Gebiete, die der Kommis-
sion nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG
und Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 79/409/EWG
zu benennen sind, nach den in diesen Vorschriften ge-
nannten Maßgaben aus. Sie stellen das Benehmen mit
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit her. Dieses beteiligt die anderen
fachlich betroffenen Bundesministerien und benennt
die ausgewählten Gebiete der Kommission. Es übermit-
telt der Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, die zur Erfül-
lung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Absatz 1 der
Richtlinie 92/43/EWG einschließlich der Zahlung eines
finanziellen Ausgleichs insbesondere für die Land- und
Forstwirtschaft erforderlich ist.

(2) Die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unter-
absatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG aufgenommenen
Gebiete sind nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 4
dieser Richtlinie und die nach Artikel 4 Absatz 1 und 2
der Richtlinie 79/409/EWG benannten Gebiete entspre-
chend den jeweiligen Erhaltungszielen zu geschützten
Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Ab-
satz 2 zu erklären.

(3) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck
entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen und die
erforderlichen Gebietsbegrenzungen. Es soll dargestellt
werden, ob prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder
prioritäre Arten zu schützen sind. Durch geeignete
Gebote und Verbote sowie Pflege- und Entwicklungs-
maßnahmen ist sicherzustellen, dass den Anforderun-
gen des Artikels 6 der Richtlinie 92/43/EWG entspro-
chen wird. Weiter gehende Schutzvorschriften bleiben
unberührt.

(4) Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2
und 3 kann unterbleiben, soweit nach anderen Rechts-
vorschriften einschließlich dieses Gesetzes und ge-
bietsbezogener Bestimmungen des Landesrechts,
nach Verwaltungsvorschriften, durch die Verfügungs-
befugnis eines öffentlichen oder gemeinnützigen Trä-
gers oder durch vertragliche Vereinbarungen ein gleich-
wertiger Schutz gewährleistet ist.

(5) Für Natura 2000-Gebiete können Bewirtschaf-
tungspläne selbständig oder als Bestandteil anderer
Pläne aufgestellt werden.

(6) Die Auswahl und die Erklärung von Gebieten im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und des Absatzes 2 im
Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschafts-
zone und des Festlandsockels zu geschützten Teilen
von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2
richten sich nach § 57.

§ 33

Allgemeine Schutzvorschriften

(1) Alle Veränderungen und Störungen, die zu einer
erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Ge-
biets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutz-
zweck maßgeblichen Bestandteilen führen können,
sind unzulässig. Die für Naturschutz und Landschafts-
pflege zuständige Behörde kann unter den Vorausset-
zungen des § 34 Absatz� 3 bis 5 Ausnahmen von dem
Verbot des Satzes 1 sowie von Verboten im Sinne des
§ 32 Absatz 3 zulassen.

(2) Bei einem Gebiet im Sinne des Artikels 5 Absatz 1
der Richtlinie 92/43/EWG gilt während der Konzertie-
rungsphase bis zur Beschlussfassung des Rates Ab-
satz 1 Satz 1 im Hinblick auf die in ihm vorkommenden
prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritä-
ren Arten entsprechend. Die §§ 34 und 36 finden keine
Anwendung.

§ 34

Verträglichkeit und
Unzulässigkeit von Projekten; Ausnahmen

(1) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durchfüh-
rung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen
eines Natura 2000-Gebiets zu überprüfen, wenn sie
einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projek-
ten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu
beeinträchtigen, und nicht unmittelbar der Verwaltung
des Gebiets dienen. Soweit ein Natura 2000-Gebiet
ein geschützter Teil von Natur und Landschaft im Sinne
des § 20 Absatz 2 ist, ergeben sich die Maßstäbe für
die Verträglichkeit aus dem Schutzzweck und den dazu
erlassenen Vorschriften, wenn hierbei die jeweiligen
Erhaltungsziele bereits berücksichtigt wurden. Der
Projektträger hat die zur Prüfung der Verträglichkeit so-

2556 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2009 Teil I Nr. 51, ausgegeben zu Bonn am 6. August 2009

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de




